Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


__—_—L———— — 
Nr. 65 Ausgegeben Danzig, den 29. Auguft 1923 


nhalt. Geſetz über Poſt⸗, Poſtſcheck⸗ und Telegraphengebühren (S. 883). — Fernſprechgebühren⸗Ge e tz 
(S. 887). = Geſetz betreffend Abänderung des Umſatz⸗ und ENTER HAT vom 4. Juli 1922 (S. 890). — Geje 


> 8 
zur weiteren Anpaſſung der Steuergeſetze an die Geldentwertung (S. 890). — Verordnung betreffend Erhöhung der 
Erwerbsloſen⸗Unterſtützung (S. 891). 


360 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
über Poft:, Poſtſcheck und Telegraphengebühren. Vom 23. 8. 1923. 


§ 1 


Als Gebührenſätze im Poſt⸗, Poſtſcheck⸗ und Telegraphenverkehr gelten die in der Anlage zu⸗ 
ſammengeſtellten Grundbeträge. 
8 2. - 


Die Gebühren werden aus den Grundbeträgen (§ 1) durch Vervielfachung mit einer Schlüſſel⸗ 
zahl berechnet. Die Grundlage für die Ermittlung der Schlüſſelzahl bilden die durch das Statiſtiſche 
Amt der Freien Stadt Danzig jeweils feſtgeſtellten Meßzahlen (Lebenshaltungsindexziffern). 

Die Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung wird ermächtigt, im Rahmen des aus der Vervielfachung 
folgenden Ergebniſſes die einzelnen Gebühren feſtzuſetzen. Die Schlüſſelzahl und die einzelnen Gebühren 
ſind ſo abzurunden, daß ſich verkehrsübliche und dem Gebührenaufbau entſprechende Ziffern ergeben. 
Abweichungen geringeren Umfangs ſind zuläſſig, ſoweit ſie Verkehrserleichterungen bringen. 


83. 


Von der Ermächtigung des 8 2 ſoll in der Regel nur zum 1. oder 16. eines Monats Gebrauch 
gemacht werden. ed 


Anderungen der Grundbeträge (§ 1) und ſonſtige Anderungen, die nicht unter die im § 2 erteilte 


Ermächtigung fallen, können vom Senat mit Zuftimmung des Hauptausſchuſſes des Volkstages vorgenommen 
werden. 


Das Geſetz betreffend Anderung der Poft-, Poſtſcheck,, Telegraphen- und Fernſprechgebühren vom 
16. Dezember 1921 (Geſetzblatt S. 320) wird hinſichtlich der Poft-, Poſtſcheck. und Telegraphengebühren 
aufgehoben. Fr 


Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Die zu dieſer Zeit geltenden 
Gebühren bleiben bis zum Inkrafttreten neuer Gebühren in Geltung. 
Danzig, den 23. Auguſt 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Frank. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 6. 9. 1923). 
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884 
. Zuſammenſtellung f 
der für die Berechnung der geſetzlichen Poſt⸗, Poſtſcheck⸗ und Telegraphengebühren 
maßgebenden Grundbeträge. 


— — En 


1 2 3 4 5 
Geltend 
Paragraph Gebühr. Grund- 
Gegenſtand und Nr. Stand vom] betrag in Anmerkungen 


des Geſetzes] 20. moi 


— 


I. Geſetzliche Poſtgebühren. 


Poſtkarten 8 1, 1 
e im Ortsverke hh 1 000 0,02 zu a) Bisher durch 
by im Fernverkehr 2000 0,04 e 
Briefe § 1,2 (§ 36 a) feftgefebty 
a) im Ortsverkehr 
IE Mg: a ARE 2.000 0,04 zu a) Bisher durch 
über 20 bis 100 Oe. „ins 3 000 0,06 die Poſtordnung 
„ 10 c 5.000 0,10 (§ 36 a) feſtgeſetzt. 
„ o 2 a 6.000 0,12 
b) im Fernverkehr ‘ 
FFP 5 000 0,10 
er nee Hr 7 000 0,14 
o nt oa se 8 000 0,16 
EB DOOR: ns Ene 9000 0,18 
Ortsverkehr ijt der Verkehr innerhalb des 
Orts⸗ und Landbeſtellbezirks des Auf⸗ 
abe⸗Poſtorts. Die für den Ortsverkehr 
iy a 9 Gebühr wird auch erhoben | 
erkehr der Nachbarorte, auf welche 
die Poſtverwaltung den Geltungsbereich 
der Ortsgebühren ausgedehnt hat. 
Druckſachen 8 1, 4 
oe ae De ner ee 1 000 0,02 
Tf RB 2.000 0,04 
VV 3 000 0,6 
„ee e 5 000 0,10 
E 6 000 0,12 
BR OE. ste ee 5 es 8 000 0,15 
5 1kg „ 2 kg (nur für einzeln | 
verſandte, ungeteilte Drudbände) . .. 9 000 0,18 
Geſchäftspapiere 8 1, 5 
CC ec oe 1a egy 5.000 ° 0,10 
über 250 bis 500 g 2.00% 6 000 0,12 
WER ck er se 8.000 0,15 
Warenproben . § 1, 6 
Di SO A TTT 3.000 0,06 / 
über 100 0 · ee 5 000 0,10 


Ree ie ee ge 6 000 0,12 


Geltende 
Paragraph ühr. 
und Nr. . 


des Geſetzes] 20. a 


Gegenstand 


Miſchſendungen (zuſammengepackte Drudfaden, | 8 1, 7 
Blindenſchriftſendungen, Geſchäftspapiere 
und Warenproben) 
BER ĩ ee, Bares BF 5 000 0,10 
über 280 bis 500 ggg... 6000 0,12 
FEC 8.000 0,15 
Widen bis 1 Rg W en 81,8 10 000 0,20 
Pakete 82 
EU zer 5-5 hs es 11 000 0,24 
über 8 bis Sign. 3 cna 15 000 0,36 
3 Be ER ee 17.000 0,42 
„ en ee 19 000 0,48 
„„ „ . 21 000 0,54 
„ U a, 23 000 0,60 
VV T 25 000 0,66 
a Fr EZ 28 000 0,75 
En 31 000 0,84 5 
a Mg AO ge eee AY 34 000 0,93 
„ 1 3 4 oe Ss Se 37 000 1,02 
„ ob Prag oe aoe Seek as 40 000 CE 
SRO tn 43 000 1,20 
EB ER ae oe ee 46 000 1,29 
„ BRETT * 49 000 1,38 
BZ ee 52 000 1,47 
J se 8 55 000 1,56 
Zeitungspakete bis pß ng 82 8.000 0,18 
Verſicherungsgebühr § 3 
a) für Wertbriefe und verfiegelte Wert⸗ £ 
pafete für je 10000 M der Wertangabe 100 0,01 
b) für unverſiegelte Wertpakete für je 
10000 M der Wertangabte . 50 0,005 
Poſtanweiſungen“) 8 4 
bis 1000 § § ‚ -T 30004000 0,08 —0,12 
über 100 000 bis 500 000 M 6000 0,18 0,36 
8 500 000 „ 1 000 00 M. 12000 | 0,42—0,48 
„ 1000 000 2000000 M 18 000 0,60 
„ 2000 000 „ 5 000 000 M. 24 000 1,0 
„ 5000000 „ 10 000 00 M.. 30 000 2,0 
„ 10000000 „ 20000000 M. 40 000 4,0 


*) Weiterbildung der Geld- und Gebührenſtufen nach Maßgabe der jeweiligen Geldverhältniſſe und unter Anpaſſung 


an die beſtehenden Grundzahlen. 


Stand vom] betrag in 


Grund⸗ 
Anmerkungen 


Gegenſt and 


Zeitungen 


a) Zeitungsgebühr für das wöchentlich ein⸗ 
malige oder ſeltenere Erſcheinen 


bei einem durchſchnittlichen Nummer⸗ 


gewicht 

i F 
JC 1 URL 

„ 50 , TTT 

„ 1000 A PL 

„ 50 „ dogg 8 

„ 500 % SHE En 

„ I a eg MS: 


für das monatlich einmalige oder ſeltenere 


Erſcheinen die Hälfte 


b) Mindeſtgebüht 


davon 


e) Gebühr für Sammelüberweiſungen 
(Höchſtgewicht einer Nummer 25 g im 


Jahresdurchſchnitt ta 


II. Geſetzliche Poſtſcheckgebühren. 


Bareinzahlungen mit Zahlfarte*) 


bis 
über 100 000 „ 
n 500 000 „ 
” 1 000 000 " 
„ 2000 000 „ 
„ 5 000 000 „ 
„ 10 000 000 „ 
„ 20 000 000 „ 


„ 80 000 00% % ASP 


100 00 M . 
500 00 M 
1 000 00 M . 


Bargeldlos beglichene Zahlkarten 
dieſelbe Gebühr, höchſtens .. 


„) Weiterbildung der Geld- und Gebührenſtufen nach Maßgabe der jeweiligen ö und unter 3 


an die beſtehenden Grundzahlen. 


§ 5 


8 5 


Gebühr. 


Ab 1. Ok⸗ 
tober 1923 


laut Ver⸗ 


ordnung v. 
15. a 


monatlich 


20 


viertel⸗ 


jährlich 
40 


Grund⸗ 

Stand vom] betrag in 

des Geſetzes] 20. Auguſt 
A 


* 


monatlich 


0,0004 


0,0004 
viertel⸗ 
jährlich 
0,0008 


0,02 0,03 
0,045 0,09 


0,105— 0,12 


Anmerkungen 


3 4 
Gelt 
Paragraph Gebühr. Grund⸗ d 
Gegenſtand 2 und Nr. Stand vom] betrag in Anmerfungen 


des Gejeßes | 20. August 


III. Geſetzliche Telegraphengebühren. 


Gewöhnliche Telegramme § 1 

im Fernverkehr \ 
Grundgebüht / 8.000 0,16 
Worten 4.000 0,08 

im Ortsverkehr 
Grundgebüh t 4.000 0,08 
P 2.000 0,04 

Preſſetelegramme x 
Grundgebühr ... 2.2... 4 000 0,08 
227... Benin 2.000 0,04 


361 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Fernſprechgebühren⸗Geſetz. 
Vom 23. 8. 1923. 


Sis 2 
Für jeden Fernſprech⸗Hauptanſchluß werden eine Einrichtungsgebühr und Ortsgeſprächsgebühren 
erhoben. Dazu tritt für jeden Anſchluß, der von der Vermittlungsſtelle, an die er geführt wird, weiter 
als 5 Kilometer entfernt iſt, eine Zuſchlaggebühr (vgl. § 13, Abf. 2 Ziffer 2). 
Für die Benutzung der Verbindungsleitungen zwiſchen verſchiedenen Ortsnetzen oder ſelbſtändigen 
öffentlichen Sprechſtellen werden Ferngeſprächsgebühren erhoben. 3 


ER 
Die Gebühren werden aus den Grundbeträgen (§§ 6 und 10) durch Vervielfachung mit einer 
Schlüſſelzahl berechnet. Die Schlüſſelzahl wird von der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung feſtgeſetzt. 
Die Grundlage für die Ermittlung der Schlüſſelzahl bildet die durch das Statiſtiſche Amt der Freien 
Stadt Danzig jeweils feſtgeſtellte Meßzahl (Lebenshaltungsindexziffer). Die Schlüſſelzahl iſt jo ab⸗ 
zurunden, daß ſich verkehrsübliche und dem Gebührenaufbau entſprechende Ziffern ergeben. Abweichungen 
geringeren Umfangs ſind zuläſſig, ſoweit ſie Verkehrserleichterungen bringen. 
§ 3. 
Von der Ermächtigung des § 2 foll in der Regel nur zum 1. oder 16. eines Monats Gebrauch 
gemacht werden. ö 8 
§ 4. 
Anderungen der Grundbeträge ($ 2) und ſonſtige Anderungen, die nicht unter die im 8 2 


erteilte Ermächtigung fallen, können vom Senat mit Zuſtimmung des Hauptausſchuſſes des Volkst 
vorgenommen werden. 


8 5. 
Die Einrichtungsgebühr iſt ein einmaliger Zuſchuß zu den Koſten der Teilnehmerſprechſtellen 
(vgl“§ 13 Abſ. 2 Ziffer 1). 8 N 


888 2 
§ 6. 

Die Ortsgeſprächsgebühren find die Vergütung für die Herftellung der Geſprächsverbindungen 
im Ortsverkehr. Sie enthalten auch die Vergütung für die lberlaſſung und Inſtandhaltung der Apparate 

= jowie für den Bau und die Inſtandhaltung der Anſchlußleitungen innerhalb des 5⸗Kilometer⸗Kreiſes 
Be: der Vermittlungsſtelle. 
we Der Grundbetrag für jedes Ortsgeſpräch ijt 0,10 Mark. 
ie Dem Teilnehmer werden 

in Ortsnetzen mit nicht mehr als 1000 Hauptanſchlüſſen .. . 3 vom Hundert, 

a. in Ortsnetzen mit mehr als 1000 bis einſchl. 10000 Haupt⸗ 

Sa ! mo Pm Sher 4 2 
u in Ortsnetzen mit mehr als 10000 Hauptanſchlüſſen B - 
i der für ſeinen Anſchluß aufgezeichneten Ortsgeſpräche nicht angerechnet. 
Mindeſtens ſind monatlich für jeden Hauptanſchluß 

in Ortsnetzen mit nicht mehr als 50 Hauptanſchlüſſen die Gebühren für 40 Ortsgeſpräche, 
* in Ortsnetzen mit mehr als 50 bis einſchl. 1000 Hauptanſchlüſſen die Gebühren für 60 Orts⸗ 
Er geſpräche, ' 
3 in Ortsnetzen mit mehr als 1000 bis einſchl. 10 000 Hauptanſchlüſſen die Gebühren für 
N 80 Ortsgeſpräche, 

in Ortsnetzen mit mehr als 10 000 Hauptanſchlüſſen die Gebühren für 100 Ortsgeſpräche 

zu entrichten. § 7. 

Für die Berechnung der Mindeſtzahl der Ortsgeſpräche (vgl. § 6, Abſ. 4) ijt die Zahl der bei 
Beginn des Kalenderjahres im Ortsnetz vorhandenen Hauptanſchlüſſe maßgebend. Die hiernach feſt⸗ 
geſtellte Mindeſtzahl tritt mit dem folgenden 1. April in Kraft. Anderungen der Mindeſtzahl gegenüber 
dem Vorjahr ſind in den Orten, für die ſie gelten, amtlich bekanntzumachen. 

§ 8. 

Wird ein Ortsnetz neu errichtet, fo iſt für die Feſtſetzung der Mindeſtzahl der Ortsgeſpräche 
die Zahl der am Tage der Eröffnung vorhandenen Hauptanſchlüſſe maßgebend, bis die Anwendung 
des § 7 möglich iſt. 9 9. 

Hauptanſchlüſſe dürfen mit Geſprächen in abgehender und ankommender Richtung nicht derart 
belaſtet fein, daß fie bei beſonderer Prüfung unverhältnismäßig oft beſetzt befunden werden. Hat 
die Telegraphenverwaltung einen ſolchen Fall feſtgeſtellt, ſo fordert ſie den Teilnehmer auf, die Her⸗ 
ſtellung eines weiteren Anſchluſſes zu beantragen. Der Teilnehmer hat das Recht, binnen 10 Tagen 
eine nochmalige Prüfung zu verlangen. Verzichtet er darauf oder hat die nochmalige Prüfung das 
gleiche Ergebnis, ſo iſt der Teilnehmer verpflichtet, der Aufforderung der Telegraphenverwaltung inner⸗ 
halb eines Monats nachzukommen. Andernfalls iſt die Telegraphen verwaltung berechtigt, überlaſtete 
Anſchlüſſe zum nächſten zuläſſigen Zeitpunkt zu kündigen. Das Nähere regelt die Fernſprechordnung (§ 13). 

§ 10. 

Der Grundbetrag der Ferngeſprächsgebühren iſt für ein Geſpräch von nicht mehr als 3 Minuten 
Dauer bei einer Entfernung a 


bis zu 5 Kilometer einſchl. 0,10 M, 


von mehr als 5 „ „ 15 + „ 0,20 M, 
” " * 15 u " - 25 ” ” 0,30 M, 
25 " D 50 " * 0,60 M, 


” " " 


F = „ 0,90. M. : 
Uberſchreiten die Geſpräche die Dauer von 3 Minuten, fo wird die Gebühr für die überſchießende Zeit 
nach unteilbaren Geſprächseinheiten von 3 Minuten berechnet. 
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Die Entfernungen bis zu 25 Kilometer werden nach der Luftlinie gemeſſen. Auf die Berechnung 93 

der übrigen Entfernungen findet das Taxquadratverfahren Anwendung, mindeſtens wird jedoch die 8 
Ferngeſprächsgebühr für Entfernungen von mehr als 25 bis 50 Kilometer einſchließlich erhoben. 5 
§ 11. 2 

Für dringende Ferngeſpräche wird die dreifache Gebühr erhoben. & 
Dringende Preſſegeſpräche werden im Fernverkehr nach näher feſtzuſetzenden Bedingungen gegen 2 

die einfache Gebühr zugelaſſen (§ 13, Abſ. 2 Ziffer 9). In den Bedingungen iſt auf die Bedürfniſſe 2 
des übrigen Verkehrs Rückſicht zu nehmen. 1 
Blitzgeſpräche, die den Vorrang vor den dringenden Ferngeſprächen jeder Art haben, werden a 


nach näher feſtzuſetzenden Bedingungen zugelaſſen (§ 13, Abſ. 2 Ziffer 10). Für ſolche Geſpräche wird 
mindeſtens die hundertfache Gebühr erhoben. § 12. 


Auf die Einziehung der Telegraphengebühren einſchließlich der Fernſprechgebühren findet § 25 
des Poſtgeſetzes vom 28. Oktober 1871 . S. 347) Anwendung. 
81 


U 


Soweit vorſtehend nicht Beſtimmungen ae find, werden die Bedingungen für die Benutzung 
der Fernſprecheinrichtungen und die Gebühren für den Fernſprechverkehr von der Poſt- und Telegraphen⸗ 
verwaltung durch Verordnung (Fernſprechordnung) feſtgeſetz. 

Hierdurch werden insbeſondere geregelt: 

1. die Einrichtungsgebühr für die Teilnehmerſprechſtellen; 

2. die Bedingungen für Anſchlüſſe, die weiter als 5 Kilometer von der Vermittlungsſtelle entfernt 

oder beſonders koſtſpielig ſind; 

3. die Bedingungen für Anſchlüſſe, welche mehreren Perſonen unter Benutzung einer und derſelben 

Anſchlußleitung gewährt werden (Gemeinſchaftsanſchlüſſe); 

4. die Bedingungen für Nebenanſchlüſſe und Zuſatzeinrichtungen; 

5. die Bedingungen für die Verlegung und für die Übertragung von Anſchlüſſen; 

6 

7 
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die Bedingungen für die Benutzung öffentlicher Sprechſtellen; 
die Bedingungen für Verbindungen zur Nachtzeit und während der Tages dienſtpauſen der 
Vermittlungsſtellen; 

8. die Bedingungen für die Geſprächsverbindungen im Vororts⸗ und Bezirksverkehr; 

9. die Bedingungen für die Zulaſſung dringender Preſſegeſpräche zur einfachen Gebühr; 

10. die Bedingungen für die Zulaſſung von Blitzgeſprächen; 

11. die Bedingungen für die Benutzung der Fernſprechleitungen nach dem Ausland; 

12. die Bedingungen für die beſonderen Telegraphen und die Nebentelegraphen; 

13. die Bedingungen für die Übermittlung von Telegrammen durch den Fernſprecher. 

§ 14. 

Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. September 1923 in Kraft. Die zu dieſer Zeit geltenden Ge 
bühren bleiben bis zum Inkrafttreten neuer Gebühren in Wirkſamkeit. 

Mit dem Tage des Inkrafttretens der neuen Gebühren tritt das Fernſprechgebühren-Geſetz vom 
17. September 1921 (Geſetzbl. S. 133) außer Kraft; jedoch verbleiben der Telegraphenverwaltung die 
nach 8 9, Abf. 1 des letzerwähnten Fernſprechgebühren⸗Geſetzes vor dem 1. September 1923 fällig 
gewordenen, auf den September entfallenden Grundgebühren für Hauptanſchlüſſe. Das Geſetz betreffend 
Anderung der Poſt⸗, Poſtſcheck⸗, Telegraphen⸗ und Fernſprechgebühren vom 16. Dezember 1921 (Geſetzbl. 
S. 320) wird hinſichtlich der Fernſprechgebühren aufgehoben. 
Jeder Fernſprechteilnehmer iſt berechtigt, ſeinen Anſchluß auf den 31. Auguſt 1923 zu kündigen. 

Danzig, den 23. Auguſt 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Frank. 
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362 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
betreffend Abänderung des Umſatz⸗ und Luxusſteuergeſetzes vom 4. Juli 1922 (Geſetzbl. S. 149). 
a Vom 25. 8. 1923. f 
i Artikel I. 
1. In § 14 des Umſatz⸗ und Luxusſteuergeſetzes ift zu ſetzen 2½ v. H. ftatt 1½ v. H. 
2. Der § 41 erhält folgenden Wortlaut: 
Von der Steuer erhalten: 
a) die Städte und die Gemeinden Oliva und Ohra aus der in ihren Bezirken aufgekommenen 
Umſatzſteuer 46%, aus der Luxusſteuer 10 %, 
b) die übrigen Gemeinden und Gemeindeverbände die gleichen Beträge der in ihren Bezirken, 
mit Ausnahme der unter a) genannten Orte, aufgekommenen Steuern, 
c) die Anteile der Gutsbezirke die Kreiſe. 
3. Hinter § 41 wird folgender neuer Paragraph eingeſchaltet: 


5 § 41 a. 
Die Gemeinden und Gemeindeverbände ſind verpflichtet, von dem ihnen nach 8 41 
zufließenden Anteile aus der allgemeinen Umſatzſteuer ein Fünftel für die Soziale 
Fürſorge zu verwenden. 


U 


\ 


Artikel II. 
Das Geſetz tritt am 1. Juli 1923 in Kraft. 
Danzig, den 25. Auguſt 1923. 


& Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Volkmann. 


363 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
zur weiteren Anpaſſung der Steuergeſetze an die Geldentwertung. Vom 24. 8. 1923. 


Artikel 1. 

Das Steuergrundgeſetz vom 11. Dezember 1922 (Geſetzbl. 1923 S. 57) in der Faſſung des 
Geſetzes über die Berückſichtigung der Geldentwertung in den Steuergeſetzen vom 29. Juni 1923 
(Geſetzbl. S. 730) wird wie folgt geändert: 

1. In § 85 Abſ. 1 ijt zu ſetzen: ſtatt „2 Wochen“: „5 Tage“. 

2. Dem $ 85 wird folgende Vorſchrift als Abſ. 3 angefügt: 

„Als Tag der Entrichtung der Steuerſchuld im Sinne des Abs. 1 gilt der Tag der 
Einzahlung bei einer Poſtanſtalt der Freien Stadt Danzig oder des Eingangs der Bare, 
Überweiſungs⸗ oder Scheckbeträge bei den vom Landesſteueramt beſtimmten Steuerannahme⸗ 


ſtellen.“ 
Artikel 2, 


Die Vorſchriſten des Steuergrundgeſetzes können auch bei Gemeindeabgaben für entsprechend 
anwendbar erklärt werden, ſoweit dies in den einzelnen Steuerordnungen uſw. ausdrücklich vorgeſehen 
iſt. Sie werden außerdem für anwendbar erklärt für das Geſetz über Abgabe zum Wohnungsbau vom 
15. 7. 1921, 23. 7. 1922, 1. 12. 1922, 27. 6. 1923 und 16. 8. 1923 (Geſetzbl. S. 858). 


| 
| 
| 
| 


Artikel 3. . 

Gleichzeitig mit dem auf Grund des Art. 3 des Geſetzes betr. die beſchleunigte Einziehung von 
Steuern vom 16. Auguſt 1923 (Geſetzbl. S. 858) am 10. September 1923 zu entrichtenden Umſatzſteuer⸗ 
Zahlungen iſt auch die für die Umſätze des Juli 1923 geſchuldete allgemeine Umſatzſteuer zu entrichten. 

Gleichzeitig mit den erſtmalig im September 1923 fällig werdenden monatlichen Körperſchafts⸗ 
ſteuer⸗Vorauszahlungen für September 1923 find aud) die Vorauszahlungen für die zurüdliegende Zeit 
zu entrichten, ſoweit fie nach der bisherigen Regelung noch nicht fällig geworden find. 

5 Artikel 4. 

Das Geſetz tritt mit ſeiner Verkündung unter dem Vorbehalt in Kraft, daß am Tage des 
Inkrafttretens laufende Zahlungsfriſten nach § 85 des Steuergrundgeſetzes als am 29. Auguſt 1923 
abgelaufen gelten, ſoweit fie nach den bisherigen Vorſchriften nicht bereits früher abgelaufen find. 

Danzig, den 24. Auguſt 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Volkmann. 


264 Verordnung 
betreffend Erhöhung der Erwerbsloſen⸗Unterſtützung. Vom 21. 8. 1923. 
Auf Grund des § 16 des Geſetzes, betreffend Erwerbsloſen-Fürſorge vom 28. März 1922 (Geſetzbl. 


Seite 91) wird in Abänderung der Verordnung vom 17. Auguſt 1923 (Geſetzbl. Seite 877) folgendes 
beſtimmt: 


Die Unterſtützung iſt vom 15. Auguſt d. Is. ab nach folgenden Höchſtſätzen zu gewähren 


wochentäglich: \ 
1. für männliche Perſonen \ 4 
a) über 21 Jahre, fofern fie nicht im Haushalt eines anderen leben. . 650000 M 
b) über 21 Jahre, ſofern fie in dem Haushalt eines anderen leben . . 540000 M 
c) unter 21 Jahren EEE ae eee peer NT 390 000 M 
2. für weibliche Perſonen 
a) über 21 Jahre, ſofern fie nicht im Haushalt eines anderen leben . . 540 000 M 
b) über 21 Jahre, ſofern fie in dem Haushalt eines anderen leben . . 440000 M 


JJ. GER ee 300 000 M 
3. als Familienzuſchläge für 

22 Re ee ep 230 000 M 

b) die Kinder und ſonſtige unterſtützungsberechtigte Angehörige 190 000 M 


Danzig, den 21. Auguſt 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Schwartz. 


Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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